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Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 510 Januar 1967 durch

Sénatspräsident B r a c k m a n n
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr° K a i s
e r und

Bundesrichter H u n g e r
Bundessozialrichter Dr. S p r i c k und

Bundessozialrichter H e n n i n g e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 29° November 1965 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der Beigeladehe
zu 2) beteiligte sich im November 1946

an einer vom Bürgermeister der Gemeinde Dahl (Kreis

Paderborn? eingeleiteten Brennholzbeschaffungsaktion°

In einer vom 10rstemt Altenbeken der Gemeinde zum Ein—

schlag freigegebenen Waldperzelle sollten die arbeits—

fähigon Männer in Gemeinschaftsarbeit soviel Brennholz

eufbereiten, daß der Bedarf ihrer Haushaltungen, der an

der Mitarbeit Verhinderten sowie der Bedarf der allein-
stehehden Frauen gedeckt wurde; Bei dieser Arbeit erlitt

der Beigeladene zu 2) am 19„ November 1946 durch einen

Unfall eine Verletzung des linken Auges; dieses mußte

entfernt werdenu

Die Ausführungsbehörde für Unfallversicherung in der bri»

tischen Zone (AfU) bewilligte dem Beigeladenen zu 2)

durch Bescheid vom 260 September 1949 Unfalldauerrente°

Die AfU wurde auf Grund der Verordnung zur Überführung

der Ausführungsbehörde für Unfallversicherung in der

britischen Zone vom 14° März 1951 (BGBl° I SD 190 —
Überführungs—VO) als Bundesausführungsbehörde für Un-

fallversicherung (BAfU) in die Verwaltung des Bundes
übergeführto Die BAfU zahlte zunächst die Rente weiter

und versorgte den Beigeladenen zu 2) mit Augenprotheseno

Nach Überprüfung der BAfU durch den Bundesrechnungshof

wurde diese vom Bundesminister für Arbeit angehalten,

die Unfallakten der Personen, denen auf Grund der nach

Beendigung des 2„ Weltkrieges durchgeführten Brennholz—
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beschaffungsaktionen Unfallentschädigung bewilligt

werden war, an die zuständigen Bundesländer zur Wei—

tergabe an deren Landesausführungsbehörden oder Eigen—

unfallversicherungsverbände abzugeben, die Renten—

zahlungen mit Ablauf des März 1953 einzustellen und

die seit dem 1, April 1950 dem Bund entstandenen Auf—

wendungen zur Erstattung anzuforderno Da nur ein Teil

der nach Ansicht der BAfU nunmehr zuständigen Stellen

sich_zur Übernahme der Unfallakten bereit erklärte,

gewährte die BAfU in den übrigen Fällen — so auch dem

Beigeladenen zu 2) — bis zur gerichtlichen Klärung

die Leistungen im Wege vorläufiger Fürsorge, ohne An—

erkennung ihrer Zuständigkeit, weiter°

Mit Schriftsatz vom 26° Februar 1954 hat die Bundes-

republik Deutschland, vertreten durch die BAfU, Klage

beim Sozialgericht (SG) Oldenburg auf ”Feststellung

der zuständigen Versicherungsträger" erhoben, Zur Be—

gründung hat sie im wesentlichen ausgeführt, daß sie

für die Entschädigung der Unfälle, die nach Beendigung

des 2, Weltkrieges bei der Brennholzbereitung für die

Bevölkerung aufgetreten seien, nicht zuständig sei,

Der Erlaß des Reichsarbeitsministers (RAM) vom 15, Ju—

ni l9#4, der u„a„ bestimmt habe, daß das Reich Träger

der Unfallversicherung für die Personen sei, die bei

der Aufarbeitung von Brennholz in Gemeinschaftsarbeit

der Gemeindebewohner verunglückt seien, habe als aus—

gesprochener Kriegserlaß nach dem Krieg nicht mehr

g'egqlten° Der Bundesrechnungshof habe zutreffend

darauf hingewiesen, daß die Brennholzbeschaffungs—

aktionen während des Krieges und danach trotz vieler—

lei äußerlich übereinstimmender Merkmale ihrem Wesen
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und Grunde nach nicht gleichzusetzen seien° Je nach der Art

der nach dem Krieg zur Brennholzbeschaffung ausgeführten Ge—

meinschaftsarbeit habe die Entschädigung entweder durch den

zuständigen Gemeindeunfallversicherungsverband, die landwirt—

schaftliche Berufsgenossenschaft oder die Landesausführungs—

behörde zu erfolgen„ Der dem Beigeladenen zu 2) von der AfU

erteilte Bescheid binde sie — die Klägerin — nicht‚ weil sie

nicht Rechtsnachfolgerin der AfU sei°

Das SG hat durch Urteil vom 12° Februar 1957 die Klage abge—

wiesen, weil die nach 5 55 Abs„ 1 Nr„ 2 des Sozialgerichtsge—

setzos (SGG) erhobene Klage an die Voraussetzungen des 5 1735
der Reichsversichérungsordnung (EVO) gebunden sei, diese aber

nicht gegeben seien„ Die AfU habe dem Verletzten durch rechts—

kräftigen Bescheid Dauerrente gewährt„ Die Verpflichtungen

der A£U seien auf die Klägerin als deren Rechtsnachfolgerin

übergegangen°

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat durch Urteil

vom 290 November 1965 die Berufung der Klägerin zurückgewiesenn

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt: Die von der

Klägerin erhobene Feststellungsklage sei nach 5 55 Abs„ 1 Nr„ 2

SGG zulässige Entgegen der Ansicht des SG stehe diese Klage in

keiner Beziehung zu 5 1755 RVG; @ 55 SGG gelte für alle Träger

der Sozialversicherung und nicht nur — wie 5 1755 RVG — für

die Träger der gesetzlichen Unfallversicherungo Das Rechts—

schutzbedürfnis für diese Klage sei gegeben, weil alle in

Frage kommenden Träger der Unfallversicherung die Übernahme
_}

der Rentenlast abgelehnt hätten° Die Klage sei jedoch nicht be—

gründet(] Die AfU habe gegenüber dem Beigeladenen zu 2) durch

bindenden Bescheid ihre Entschädigungspflicht bejahto Deshalb

sei nicht mehr zu prüfen, ob ein Arbeitsunfall vorgelegen habe

"5"_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


und wer für dessen Entschädigung wirklich zuständig

sei° Die BAfU sei zwar nicht Rechtshachfolgerin der

AIU„ Die Klägerin hafte jedoch als deren Funktions—

nachfolgerin„ Die Bundesrepublik habe die AfU aufge—

löst, ohne durch Gesetz zu regeln, wer für deren

Verbindlichkeiten einzutreten habe; deshalb seien die—

se auf den Bund übergégangen° Dieser habe durch die

Überführungsverordnung der BAfU die Abwicklung der

Aufgaben der A£U übertragen und deren Aufgaben man—
gels anderweitiger gesetzlicher Regelung selbst

'übernommen„

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Klägerin hat Revision eingelegt und diese im

wesentlichen wie folgt begründet: Es sei zweifel—

haft, ob die nach dem 2„ Weltkrieg im Rahmen von
Brennholzbeschaffungsaktionen tätigen Personen unter

Unfallversicherungsschutz gestanden hätten° Deshalb

lege sie in erster Linie auf eine (negative) Fest—

stellung ihrer Unzuständigkeit Werto Selbst wenn man

davon ausgehe, daß der Beigeladene zu 2) einen Ent—

schädigungsanspruch besitze, müsse berücksichtigt

werden, daß‘die Bundesrepublik Deutschland erst lange

nach Beendigung des 2„ Weltkrieges errichtet worden

sei° Sie wäre daher Rechtsnachfolgerin‚ Funktions—

nachfolgerin oder aus einem sonstigen Grund Nach—

folgerin der AfU nur geworden, wenn durch das Grund—

gesetz (GG) oder durch Gesetz dies bestimmt werden

‚sei; Dies sei aber nicht der Fall„

Der Beklagte und das beigeladene Land halten das an—

gefochtene Urteil für zutreffend°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
5 -

‚Der — nicht vertretene — Beigeladene zu 2) hat sich zur
Sache nicht geäußert und keine Anträge gestellt,

Die Klägerinibeantragt,

die Entscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben'

sowie festzustellen, daß sie nicht der für die

Entschädigung der Folgen des Unfalls des Beige—

ladenen zu 2) vom l9„ November 1946 zuständige

Versicherungsträger ist, und diese negative Fest—

stellung durch die positive Feststellung zu ergänß

zen, daß der Beklagte zuständig ist,

‘hilfsweise,

anstelle des Beklagten den Beigeladenen zu 4)

für zuständig zu erklären,

hilfsweise,
.

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen° '

Der Beklagte und der Beigeladene zu 4) beantragen,

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

' mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

‚Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden;

’ die Voraussetzungen des 5 124 Abs° 2 SGGliegen vor„

Die Revision ist begründet„
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Zutreffend hat das Berufungsgericht die Zulässigkeit der

von der Klägerin erhobenen Klage auf Feststellung bejaht°

Das Rechtsschutzbedürfnis für diese Klage ist nicht etwa
deshalb zu verneinen, weil die AfU durch Bescheid vom
260 September 1949 dem Beigeladenen zu 2) eine Leistung

bewilligt hat und sie durch die Überführungs—VO als BAfU,

welche die Aufgaben der Klägerin, die ihr als Träger der

Unfallversicherung obliegen, wahrnimmt, in die Verwaltung

des Bundes übergeführt werden ist° Die Klägerin hat — wie
noch ausgeführt wird: berechtigte — Zweifel, ob sie auf

Grund dieses Umstandes sowie der durch 5 2 Abs, 2 Nr° 5

Überführungs—VO der BAfU übertragenen Aufgabe, die Ge—

schäfte der AfU abzuwickeln, der für den Beigeladenen

zu 2) nunmehr zuständige Träger der Unfallversicherung

ist, Der Feststellungsklage steht auch nicht entgegen,

daß sie erst drei Jahre nach Erlaß der Uberführungs—VO

erhoben werden isto Es bedarf keiner näheren Ausführun—

gen, daß Abwicklungsarbeiten der in 5 2 Überführungs»V0

bezeichneten Art eine geraume Zeit beanspruchen° Nach der

amtlichen Begründung zur Überführungs—VO (BR—Drucks° 877/50)

waren bei der AfU am 310 März 1950 "annähernd 5,800 laufen—

de Rentenfälle" vorhanden° Die Klägerin hat zunächst im

Verwaltungswege versucht, die nach ihrer Meinung zustän—

digen Träger der Unfallversicherung zur Übernahme der

Sachen, für die sie sich nicht für zuständig hält, zu

bewegen„ Erst nachdem diese Versuche fehlgeschlagen sind,

hat sie Klage auf Feststellung erheben° Schließlich kann

der Klägerin nicht angelastet werden, daß die BAfU im

schutzwürdigen Interesse des zuvor von der AfU betreuten

Personenkreises die notwendigen EntSchädigungsleistungen

bis zur endgültigen gerichtlichen Klärung der Zuständig-

keitsfrage vorläufig gewährt° Die von der Klägerin erhöhe-

ne Klage auf Feststellung ist somit gemäß % 55 Abs° 1 Nr„ 2

SGG zulässig (BSG 15, 52, 54)°

—8—
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Entgegen der Ansicht des LSG ist die Klage auch

begründet°

Die Zuständigkeit eines Trägers der Unfallversiche—

rung zur Feststellung der Unfallentschädigung be—

stimmt sich nach Art und Gegenstand des Unternehmens‚

in dem sich der Arbeitsunfall ereignet hate Sie
‚

ergibt sich aus dem 5° Buch der RVG (vgl„ 5% 625 ff
RVO in der bis zum Inkrafttreten des Unfallversiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes —UVNG — geltenden Fassung

—RVOaF—; @@646 ff RVOnF)„

Die RVO ist auch nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945,

als die Reichsgewalt praktisch zu bestehen aufgehört

hatte, in den von den Siegermächten eingerichteten

Besatzungszonen Deutschlands weiter angewendet worden°

‘In den drei westlichen Besatzungszonen, deren Gebiet

das Staatsgebiet der Klägerin umfaßt, ist sie weder
durch Besatzungsrecht (vgl° z„Bo die in der briti-

schen Zone erlassenen Sozialversicherungsdirektiven

— BSG 1, 6, 8; 2, 188, 192) noch durch Landesrecht

‚(siehe beispielsweise Bayerisches Gesetz Nro ? vom
27° Vovember 1945 - GVB1 1946 S„ 19) in ihren Grund—

zügen geändert worden (zu vgl° Debbernack, Arbeits—
iblatt für die britische Zone, 1947, s" 58, 64)°

Die Klägerin kann schon deshalb nicht Unternehmer

(zum Unternehmerbegriff siehe % 655 RVO aF, % 658

Abs° 2 EVO nF, BSG 16, 79, 81 mit Nachweisen aus
9Rechtsprechung und Schrifttum) der Brennholzbe—

schaffungsaktion, bei der der Beigeladene zu 2)

sich verletzt hat, gewesen und damit Träger der

'Unfallversicherung (vglo 5 655 RVOnF, @624 EVO aF)
sein, weil sie erst im Jahre 1949 geschaffen worden

isto &
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Ihre Zuständigkeit ist auch nicht aus einem sonstigen

Rechtsgrund gegebene

Der Umstand, daß die AfU durch Bescheid vom 260 Septem—
ber 1949 dem Beigeladenen zu 2) die Dauerrente bewilligt

hat, vormag.die Zuständigkeit der Klägerin nicht zu be—

gründen„

Die AfU wurde auf Anordnung des Präsidenten des Zentral—

amts für Arbeit in der britischen Zone — im Auftrag der

Besatzungsmacht — mit Wirkung vom 10 April 1947 errich—

tet (Sozialversicherungsanordnung —SVA—Nro 9 vom 90 Ju-

ni 1947 — Arbeitsblatt für die britische Zone, 1947 S„255)„

Es wurde ihr die Abwicklung der Geschäfte der Reichsaus—

führungsbchörden für Unfallversicherung in Wilhelmshaven

und Kiel, die gleichzeitig aufgelöst wurden, sowie der

Reichsausführungsbehörde für Unfallversicherung in Ber-

lin (RAfU) und der Heeresausführungsbehörde für Unfall—

versicherung in Berlin (HAfU) übertrageno Sie hatte die

Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung in den in

$ 624 Abs„ 1 Buchst° a und b RVO aF aufgeführten Unter-

nehmen, bei denen das Reich Träger der Unfallversicherung

gewesen war, durchzuführeno Die Übertragung weiterer

Aufgaben auf die AfU war in der SVA Nr„ 9 vorbehalten°

Durch Brlaß vom 50„ Juni 1947 (IV/998/47) ordnete der

Präsident des Zentralamts für Arbeit in der britischen

Zone an, daß die AfU zur Feststellung von Unfallentschä-

digungen zuständig sei, wenn Unfallverletzte zur Ge—

winnung oder Aufarbeitung von Brennholz von einer Ge-

meindebehörde herangezogen worden waren() Er ging davon

aus‚ daß der Erlaß des RAM vom 150 Juni 194% (AN S„175)

weiter.gelte„ In dieSem Erlaß hatte der RAM u„a„ ausge—

führt, daß Träger der Unfallversicherung für die während

—10—
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des Krieges zur Aufbereitung von Brennholz in Ge—
meinschaftsarbeit der Gemeindebewohner aufgerufenen

Personen grundsätzlich das Reich und für die Fest—

stellung der Unfallentschädigung die RAfU zuständig

sei° In verschiedenen Ländern der beiden anderen west—

lichen Besatzungszonen war dieser Erlaß dagegen nicht

mehr als geltend angesehen worden[) So hatte der baye—

rische Arbeitsminister durch Bekanntmachung vom

8° Dezember 1945 (GVB1° 1946 SO 58) diesen Erlaß des
RAM aufgehoben und bestimmt, daß die Staatliche Aus—

führungsbehörde für Unfallversicherung in München die
Feststellung der Unfallentschädigung bei den Personen,

die nach dem Kriege von den Gemeinden zur Brennholz—

bereitung herangezogen worden waren, vorzunehmen hatte°

1- '
Diese unterschiedliche Rechtsauffassung, die zu einer

nicht einhéitlichen Regelung der Zuständigkeit geführt

hat, erklärt sich daraus‚ daß seinerzeit ungewiß war‚

welche Stelle die Aufwendungen für solche Unfälle end—

gültig zu übernehmen hatte, wer also Träger der Unfall—

versicherung für diese Tätigkeiten war„ Über die da—
malige staatsrechtliche Lage Deutschlands waren die

Auffassungen geteilte Es war insbesondere umstritten,

ob das Deutsche Reich noch fortbestand und wer ggf„

seine Staatsgewalt ausübte (vgl° Kelsen, American

Journal of international Law, Bd° 58 — 1945 — So 689,

Bd° 59 —1946 —S0 518; Abendroth, Neue Juristische
1947, 75; Steininger, Neue Juristische 1947, 1467 205;
Zinn, SJZ 1947, 4; Peters‚ Neue Juristische 1947, 5)„

Die süddeutschen Länder hatten nach dem Zusammenbruch,

soweit nicht der alliierte Kontrollrat oder die Militär—

regierung sich Befugnisse vorbehalten hatten, die Auf;

gaben des Reichs als eigene Staatsaufgaben — allerdings

—11- '
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unter dem allgemeinen ”Vorbehalt der übergeordneten Macht—
befugnis.der Militärregierung" (Art° III der Proklamation

Nr, 2 der amerikanischen Militärregierung vom 190 Septem—
ber 1945, ABl der amerikanischen Militärregierung 1945

A So 2; Erklärung des französischen Oberbefehlshabers vom

90 Juni 1947, Journal Officiel S„ 780) — vorläufig wahr—

genommen und die Gesetzgebung des Reichs geändert„ In der

britischen Besatzungszone behielt sich dagegen die Militär—

regierung die ehemaligen Reichsaufgaben weitgehend vor° Sie
schuf zu diesem Zweck Zentralämter, deren Aufgabenbereich

dem der früheren Reichsministerien nicht unähnlich war
(über die Aufgaben des Zentralamts für Arbeit so Arbeits-
blatt für die britische Zone, 1947 So 427 ff)° Ungeachtet

dieser unterschiedlichen Entticklung der Gesetzgebungs—

und Verwaltungszuständigkeiten war in den - teils weiter

bestehenden, teils neu errichteten — Ländern der west—

lichen Besatzungszonen der Wille vorhanden, alsbald wiee

der eine zentrale deutsche Staatsgewalt zu schaffen° Davon

gingen auch die in der amerikanischen und britischen Be—

satzungszone entwickelten Reformpläne zur Neuordnung der

deutschen Sozialversicherung aus (Dobbernack, Arbeits—

blatt für die britische Zone, 1947 So 97 ff)o Die SVA Nro9

über die Errichtung der AfU läßt erkennen, daß mit dieser

im Interesse eines schutzbedürftigen Personenkreises, für

dessen-Tätigkeiten nach dem früheren Recht das Reich Träger

der Unfallversicherung war oder nach der bisherigen Rechts—

entwicklung geworden wäre, eine Stelle geschaffen wurde, die

der Behebung der durch die unklaren Nachkriegsverhältnisse '

bedingten Not dieser Personen abhelfen sollte„ Die BVA Nr„ 9

hatte somit — bis zur Errichtung einer zentralen deutschen

Gewalt, auch auf dem Gebiet der Sozialversicherung — nur

eine vorläufige Zuständigkeitsregelung zum Inhalt° Die Frage,

wer Träger der gesetzlichen Unfallversicherung in den Fällen
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war, in denen die AfU das Feststellungsverfahren

gemäß 55 1545 ff RVGdurchzuführen hatte‚ hat sie
nicht geregelt° Sie blieb der Klärung durch eine

spätere zentrale deutsche Gesetzgebung vorbehalten„

Die in der britischen Besatzungszone neu gebildeten

Länder haben die Aufwendungen der AfU nur unter

Vorbehalt getragen°

Die AfU ist von der Bundesregierung
— in Ausführung

des ihr durch Arto 150 GG‚ der die in Art„ 50, 85 ff

GG statuierte Aufgabenaufteilung zwischen Bund und
Ländern nicht änderte (Mauuz/Dürig, Kommentar zum
GG‚ Randziffo 4 zu Art° 150), erteilten Auftrags -
an Grund der mit Zustimmung des Bundesrats erlassée

nen Überführungs—VO vom 140 März 1951 als BAfU in
die Vermaltung des Bundes übergeführt wordenn Gemäß

% 2 Abs° 2 Überführungs—VOhatte die BAFUdie Auf-
gaben der ehemaligen Reichsausführungsbehörden für
Un}allVersicherung in Wilhelmshaven und Kiel, die

Aufgaben der RAfU, der HAfU, des ehemaligen gehei—
men Staatspoli2eiamts nach der Verordnung über die

UHfallfürsorge für Gefangene vom 21° November 1959,
der AfU sowie der Verwaltung des Vereinigten Wirt-

schaftsgebiets (als Träger der Unfallversicherung)
abzuwickeln° Wie der erkennende Senat bereits ent—

schieden hat (BSG 15‚ 295, 297; vglo ferner die Ur—

teile des Senats vom 14a Dezember 1960 _ 2 RU 253/57-
und vom 290 September 1964 — 2 RU 129/60 —)‚ bein—

haltet die Überführungs—VO, soweit sie der BAfU die

Abwicklung der Aufgaben der RAfU sowie der HAfU
auferlegt hat, eine ausschließlich organisatorische

Regelung dergestalt, daß die BAfU die für die Fest—
stellung neuer Leistungen und die Zahlung laufender

#15-
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Renten zuständige Stelle sein sollte, Die sachlich—rechtliche

Regelung über die Ansprüche der Personen, denen diese Ausfüh—

rungsbehörden früher Unfallschutz gewährt hatten, enthalten
nach der bereits erwähnten Rechtsprechung des Senats dagegen

das Fremd- und Auslandsrentengesetz (FAG) sowie im allgemei—

nen das an seine Stelle getretene Fremd— und Auslandsrenten—

Neuregelungsgesetz (RANG)° In diesen Gesetzen ist auch der
für die Entschädigung nunmehr zuständige Träger der Unfall—

vcrsichcrung bestimmt (vgl„ 5 ? FAG, 5 9 des Fremdrenten-
gesctzes)„ Die Überführungs—VO regelt, wie sich schon aus

der Ermächtigungsnorm des Art, 150 GG ergibt, in 5 2 Abs, 2
Nr„ 5 hinsichtlich der A£U ebenfalls nur Fragen organisato—

rischer Arte Dies macht ein VergleiCh mit der nachfolgenden

Nro 6, nach der der BAfU die Abwicklung der Aufgaben der
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets — als Trägers

der gesetzlichen Unfallversicherung — obliegt, deutlich°

% 2 Abs, 2 Nr, 6 Überführungs—VO ist nämlich nur eine Er—
gänzung der sachlich—rechtlichen Vorschrift des Art° 135 GG

in organisatorischer Hinsicht, Nach dieser Norm des GG tritt

der Bund in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Ver—

einigten Wirtschaftsgebiets ein„ Eine entsprechende Vor—

schrift, die ebenfalls die Zuständigkeit der Klägerin be-

gründen würde, fehlt aber für den Personenkreis, der von

der AfU betreut worden ist° Nur soweit für diese Personen

zuvor schon die Zuständigkeit einer der Reichsausführvnß£—

behörden für Unfallversicherung oder der HAfU gegeben war
» (vgl„ Nr, 1 bis 5 SVA Nr, 9), sind deren Ansprüche und die

Frage des hierfür zuständigen Versicherungsträgers, wie

bereits dargetan, im FAG und später im wesentlichen im FANG

neu geregelt worden,

Die Zuständigkeit der Klägerin ergibt sich nicht etwa aus

dem bereits erwähnten Erlaß des RAM vom 15, Juni l9ü4„ Der

_14_
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Erlaß hatte "bestimmt", daß die entsprechend dem Erlaß

des Reichsforstmeisters vom 30 November 1945 (AN 1944

S, 176, 241) zur Aufbereitung von Brennholz in Ge—
meinschaftsarbeit der Gemeindebewohner von den Bürger—
4meistern aufgerufenen Personen gemäß 5 557 Nr° 10 EVO
(aF) unfallversichert seien, soweit ihnen nicht Fürsorge-

und Versorgung nach der Personenschäden—VO vom 10„ No—

vember 1940 zustehe, und daß das Reich Träger der Un—

fallversicherung sei° Soweit der Erlaß auf den nach

5 557 Nr" 10 RVO (aF) gegebenen Versicherungsschutz
hingewiesen hat, hat er indessen die Rechtslage nur

klarstellen wollen, Dasselbe gilt, soweit er zum Aus-

druck gebracht hat, daß das Reich — aus dessen allge—

meiner Verpflichtung zur Sicherstellung der durch die

Kriegsereignisse beeinträchtigten Brennholzversorgung

der gesamten Bevölkerung — Träger der Unfallversicherung

sei° Bei der im Erlaß erteilten Anweisung, daß die Ge—

meindebehörden U■fallanzeigen an die RAfU zu erstatten
hätten, handelt es sieh um eine verwahungsinterne Re—

gelung° Der Erlaß war somit eine ministerielle Anwei—

sung und deshalb als allgemeine Verwaltungsvorschrift

(Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand

‘15„ Juni 1966, Bd° I S, 190 a) und nicht als Rechts-

verordnung anzusehen;xur in diesem Falle hätte der

Erlaß jedoch gemäß Art, 125 GG Bundesrecht werden und

möglicherweise die Klägerin verpflichten können (vglo

das Urteil des erkennenden Senats vom 24, August 1966

— 2 RU 148/65 —; Maunz/Dürig, aaO, Randziff„ 6 zu

Art° 125 GG, Randziffo 6 zu Art, 125 GG)°

Art° 120 GG, der bestimmt, daß der Bund die Aufwendungen

für Kriegsfolgelasten zu tragen hat, ist ebenfalls nicht

geeignet, die Zuständigkeit der Klägerin zu begründen°
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Art° 120 GG regelt nur die finanziellen Verhältnisse

zwischen Bund und Ländern (BVerfG 14, 221, 255} und

ist daher weder eine Anspruchsnorm noch eine Zustän—

digkeitsnorm (BVerfG 14, 221, 255; 5, 407, 419; Maunz/

Dürig, aaO, Fußnote 5 der Randziffer 13 zu Arto 120 GG)°

Es bedarf somit keiner Entscheidung, ob Unfallschäden,

die Personen nach Beendigung des 2° Weltkrieges im Rah—

men der Brennholzbereitung erlitten haben, Kriegsfolge—

lastcn im Sinne des Art„ 120 GG sind; Aus Art„ 155a

Nro 5 GG, der im Zusammenhang mit der Rechtsnachfolge
in Reichsvermögen ebenfalls Finanzfragen regelt, ist

zu ersehen, daß behördliche Maßnahmen, die nach dem
_Zusammenbruch im Jahre 1945 zur Beseitigung kriegsbe—

dingter Notstände getroffen werden sind, Verbind-

lichkeiten der Länder oder der Gemeinden begründet

haben können°_

Die Zuständigkeit der Klägerin aus dem Gesichtspunkt der

Funktionsnachfolge entfällt vorliegendenfalls schon des—

halb, weil sich die Zuständigkeit des in Frage kommenden

Versicherungsträgers aus der nach dem Zusammenbruch weiter

geltenden RVO ergibt und eine Zuständigkeit der Klägerin -
anders als in der vom erkennenden Senat entschiedenen

Streitsache, die in BSG 24, 162, 169 veröffentlicht ist —
auch nicht später kraft Gesetzes begründet worden ist°

Die Klägerin ist somit im Falle des Beigeladenen zu 2)

— nach der Überführung der AfU in die BAva— nicht der zu—
ständige Träger der Unfallversicherung Die BAfU hat daher

mit Recht geprüft (9 2 Abs„ 2 Nr„ 5 Überführungs—VO), an
welche Stelle sie die Unfallakten des Beigeladenen zu 2)

abzugeben hat„ —16 _
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Feststellungen tatsächlicher Art, die für die Entschei—

dung der Frage, wer im Falle des Beigeladenen zu 2)
' Träger der Unfallversicherung ist‚ erforderlich sind?
' hat das LSG indessen — von seinem Rechtsstandpunkt aus

zu Recht — nicht getroffene Der Rechtsstreit ist somit

‚nicht entscheidungsreifo Aus diesem Grunde hat der Se—
' nut die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Berufungsgericht zurückverwiesen, damit

’dieses die noch erforderlichen tatsächlichen Feststellun—

’ gen trifft und den zuständigen Versicherungsträger fest—

.stellt (% 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten

.bleibt dem Urteil des Berufungsgerichts vorbehalteno
1 ,
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